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Bochum, den'28.2.2012

stellungnahme zum Berlcht der Evaluierungsgruppe ARp des Generalbundes-anwalts vom ?0.12,2011 im Rahmen J"r üä#oräüng .der terrortsgschen ver-e ln ig'un g u Hationaleozlal Isüsclrer' unterg ru nd {Nsui,.. 
- - *

.,
A Aufrrag zur p.nlfung und Geg.enstände meiner untersuchlng

1T -G*neialbuhdesanwalt 
Rahge hat mir zur Absicherung der internen Außicht

(§ 147 Nr' 3 GVG) und mit Blick auf den Ar.rftr:ag des UnteLucnung*rrrr"iu;;
deq Deuischen Bundestages, insbesondere die dortige Frage 6, am 1. Februar

?o'1den 
Auftrag erteilt, den Bericht der Evaluierungsgruppe ARp des Generat-

bundesanwalts vom 20.12.2011auf Plausibllität und schlüssigkeit der'Methode
des Vorgehens zu tiberpnifen und eine Bewertung des ergen-nis*u= l* ,;;il;
darauf voEunehmen, ob der rechtliche Rahmen bei der Beurteilung der Zustän-
digkeit des Generarbundesanwalts eingehalten wurde.

Grundlage und Gegenstand
I
t.

' Grundlage und Gegenstand meiner Überpruifung ist der Bericht der Eva-
luierungsgruppe ARP vom 20.12.2011 mit aen Rnlagen A, B, und c, auf die
ich hinsichtlich der dort erläuterten Bedeutung oeänp-vorgänge bei der

_ 

Bundesanwaltschaft sowie der Einzelheiten zur Methode der überprüfung-venueise.

Die in den genannten Anlagen A und B aufgeftJhrten Aktenvorgänge sind von

1i1vor 
ort eigenhändig durchgesehen und ausgewertet worden.

Außerdem standen mir aus den insgesamt von der Evaluierungsgruppe ge-
sichteten ca. 8000 vorgängen des ieitraums von r gg5 bi, zam 10.12.2011
weitere 507 ARp-vorgänge unmitterbar zur verftrgung, die wege, orrÄi i*,
dort zugrunde liegenden Ereignisse einen rechtsextremistlschen Hintergrund'
haben konnten und schon deshalb ein Zusarnmenhang mit den fatig["it*n
der NsU nicht von vorneherein auszuschließen war. Von diesen Akten habe
ich Stichproben gezogen und diese näher eingesehen. Ebenso nin ich rnit
den Übrigen, im Keller der Bundesanwaltschaft gelagerten App-Vorgängen
aus dem genannten Zeitraum verfahreR, die von der Evaluierungsgirip*
vorab, weil schon auf den ersten Blick nicht einschlägig, ausgesondert
worden waren, miraber ebenfaHs bei Bedarf zur ver.fügung;unuun,
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ll. Die Prüfmethode der Evaluierungsgruppe

Nach w.elcher'Methode die Evaluierungsgruppe vorgegangen ist, ist in ihrern
Bericht vom 20.1,2,2011 unterB und G (Seiiten 4ti) dargelegt. Meine Durch-
sicht der Aktenvorgänge hat Folgendes ergeben:

?5 Vorgehensweisä der Evaluierungsgruppe, die sämiliche vorhandene
ARP-Vorgänge gesichtet und anhand bestirnmter Kriterien (siehe Anhang c
des Evaluierungsberichts), die von der aktuell zuständigen Ennitflungsg,ruppe
aufgrund der von ihr gewonnenen Erkenntnisse als Stichworte fttr die Srlf.,*
v9rgegeben worden weren, ufft einen möglichen Bezug der auszuwertenden
Akten zu der cirganisation des ,Nationatsoziatistiscrren Untergiuna= - NSU.
nicht zu tlbersehen, erscheint angesichts aer' r"rti;J- ä;äinn*orn
plausibel.

Da bisher eine alle ARP-Vorgänge umfassende systematische und digitali-
sierte Dokurnentation nicht vorhanden ist, war es' unurngänglich, alle Vor-
gänge manuell zum Gegenstand einer ersten überprufung zu machen, zu
sichten, sie nach, den vorgegebenen Kriterien zu selektieren und erst an-
schließend die als relevant erkannten 45 Vorgänge einer näheren überpru-
fung zui unterziehen. Diese fuhrte zu Oer fategor:isierung je nach Nähe zu, den Mitgtiedern der NSU bzw. zu einem ,Oälici*n-Zu*r*renhang mit
d.eren inzwischen bekannt gewordenen Taten in den Kätegorien A und B.
Während die lGtegorie A 13 Vcrgänge urnfasst, die entweder mit den Taten
der NSU irn Zusammenhang stehen oder in denen die Namen ihrer Mitglie-
der oder von Nähepersonen enruähnt werden, finden sich in den BZ Amenlder

. Kateg.orie B Vorgänge zu einer nationalsozialistisch gesinnten Gruppe, sowie' 
sonstige, dern lechtel spektrurn zuzuschreibende Begriffe oder Tataus*
führungefl, bei cienen äine Nähe zur NsU nicht auszuschließen war. Auch
diese wurden von der Evaluierungsgruppe ausgewertet.
Meine stichprobenartige Überprüfung der nicht näher ausgewefteten, bereits
oben enruähnten 507 ARP-Vorgänge sowie der übrlgen im Keiler lagernden
vorgänge haben kein Ergebnis erbracht, da§ der plausibilität der prttfme-
thoden der Evaruierungsgruppe entgegenstünde.
Zur Schltlssigkeit der die einzelnen ARP-Vorgänge betreffenden und diese
rechtlich bewertenden Berichten siehe unten unter c.

1
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B. Rechtliche Voraussetzungen ftlr eine erstinstanztiche. Ennittlungstätigkelt des
Gen eralb u ndesanwalts.

Um die Ptausibilität und Schlttsqigkeit des Evaluierungsberichts, der sich seiner-
' seits mit der Art und Welse der Feststellung für einen Anfangsverdacht i,S.d,

§ 152 Abs. 2 StPO ftlr eine mögliche Zuständigkeit des Generalbundesanwalts in

konkreten Einzelfällen zu befassen hatte, nicht nur methodisch, sondern auch in
der reclrtlichen Aussage tlbeiprtlfen zu kÖnnen, mtlssen die rechtlichen,Rahmen-
bedingungen fttr die erstinstanzliche Str:afuerfolgung durch den Generatbundes-
änwalt'klar abgesteckt sein, d,h, es die mrissen Mögtichkeiten aufgezeigt werden,
die dasgeltende Recht in den §§ 120, 142a GVG zurVerftigung stetlt, damit der
Generalbundesanwalt tlberhaupt als erstinstanzliche Ermittlungsbehörde tätig
werden kann.

Zutreffend weist bereits der Evaluierungsbericht (dort unter A c), S. 3) darauf hin,

dass die Austlbung der rechtsprechenden Gewalt und darnit auöh die Strafuerfol-
'gung nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes (Art. 30, 92 GG) grund-
sätzlich Ländersache ist. Ftlr den Bereich des Staatsschutzes wird die verfas-
sungsrechtliche Grundentscheidung für die Strafuerfolgungskompetenz der Län-
der, die in den §§ 24, 74,74acvCnaher ausgestaltet [t, Orrh die ss f 20, 14Za
GVG zugunsten der Zuständigkeit der Bundesjustiz partiell modifiziert. Dies'findet
in Art. 96 Abs. 5 GG,seine verfassungsrechtliche Legitimation.

§ 120 GVG ist deshalb nicht nur elne einfachgesetzliche Zuständigkeitsnonn, son-
dern nimmt hinsichtlich seiner Zuständigkeitsbestimmung aus verfassungsrecht-
licher Sicht einen hbhen Rang ein. Einerseits entziehen Eingriffe in diese Kompe-
tenzverteilung, die durch die genannten Normen des GVG nicht abgedeckt wer-
den, von Verfassungs wegen einem darauf gegrrindeten Strafuerfahren in seiner
Gesamtheit die Grundlage, so dass ein Verfahrenshindernis angenommen werden
muss.1 Andererseits darf aber auch der Gesetzgeber nicht ,r.t', frer'em Belieben
bestimmte Tatbestandskonstellationen zu Staatsschutzdelikten erktären und der
Strafuerfolgung durch die Bundesjustiz unterstellen, sondern nur solche Delikte,
die das staatliche Gefäge in ländertlbergreifender Weise treffen und die Rechts-
gtrter des Gesamtstaates in derart starkern Maße beinträchtigen, dass ihre Ahn-
dung durch die Landesjustiz der Bedeutung des in der jeweiligen Tat liegenden
Angriffs auf die bundesstaatliche Gesamtordnung nicht gerecht würde,z Atlge-
meine Delikte, denen keine Staatsschutzqualität zukommt, rechtfertigen eine

I pg§ s2, 345, 350; 36, 294,295;46, 238, 244; vgt. auch OLG Stuttgart NStz 2009, 348, 3S1.' BGHSI, 46, ?38, 243; BGH NJW 2002, 1BBg.
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Übernahme der Stra,fuertolgung durch den Generalbundesanwalt dem Grundsatz
nach nicht, selbst wenn sie ein erhebfiches'Ausmaß.eneichen und staafliche
Sicherheitsinteressen tan g ieren. 3

Diese höhen Anforderungen an ein StraatsschutzdeliH i.S.d. § 120 GyG wirt<en

sich naturgernäß in den zur Ermittlung anstehenden Einzelftlllen auch auf die
Auslegung der materlell- und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen des § 120
Abs. 1 und 2 GVG l.V.rm § 142a Abs. 1 GVG aus, die ein TätigwärOen des Gene-
ralbundesanwalts vorsehen. Die Rechtsprechung legt deshalb seit jeher diete

. Normen, insbesondere die bewegliche Zuständigkeitsregelung des § 120 Abs. 2
GVG, der in den Ziffem 1-4 unter bestimmten Voraussetzungen dem Generalbun-

desanwalt ein sog. Evokationsrecht einräumt, als Legitimatlonsgrundlage eng aus.

lm Weiteren itettt sich ferner die Frage, welche Ächtlichen Möglichkelten dem
, Generalbundesanwalt eingeräumt sind und welche Mittel ihm zur Klärung der

Frage zurVerfügung stehen, ob ein Ahfangsverdacht i,S,d. § 152 Abs. 2 StPO.frlr'
ein Staatsschutzdelikt i.S.d. §§ 1 2O, 142aGVG vorliegt, das seine Verfolgungszu*

. 
ständigkeit begründen wtlrde.

l. § 120 GVG i.V.m. § 142a cVG

1-

§ 120 GVG, der arrrar aüsdrücklich nur die erstinstanzliche Zuständigkeit der

1., 
Okierlandesgerichte regelt, durch dessen rechtliche VorausseEungän aber
tiber die Vorschrift des § 142a Abs. 1 GVG zugleich auch die Zuständigkeit
.,i- r\- . .. Ides Generalbundesanwalts, als erstinstanzliche Ermittlungsbehörde be-

^\ stimmt, beinhaltet unterschiedliche Abstufungen hinsichtlich der Anforde-

digkeit des Generatbundesanwalts auslÖsen können.

1. § 120 Abs. 1 GVc
regelt die primäre Zuständigkeit des Generalbundesanwatts ftir die
klassischen'Staatsschutzdelikte, wie Friedensverat, Hochverrat, Ge-
fährdung des demokratischen Rechtsstaates, geheimdienstliche Agen-

. tentätigkeit usw., sowie die moderneren Erscheinungen, die ebenfalts
die äußere und/oder innere Sicherheit der Bundesrepubtik Deutschland
gefährden oder Menschenrechte vertetzen, wie z.B, die Bildung terro-

::]Yfrer" 
Vereinigungen und die untBr das Vrilkerstrafrecht fallenden

Straftaten.

t Vgl. Hannlch in Karlsruhe Komrnentar SIPO (KK) 6Aufl. § 120 GVG Rdn, 4a; Schnan NSIZ lgeg, 112.
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Hier ist der Genenalbundesanwalt grundsätzlhh zur Strafuerfolgung be-
rufen, es sei denn, €s handelt sich um Fälle minderer Bedeutung
(§ i+aa Abs. 2 und B GVc).

2. § 120 Abs. 2 GVG
regelt demgegenäber die failkonstellationen, in denen grundsätzlich dib
Länder für die justizielle Verfolgung der Straftaten zuständig wären, der
Generatbundesanwalt aber das Hecht hat, rrlit Bliclt auf einen rnög-
lichen StaatsschuEbezug und wegen der,besonderen Bedeutung" des
Falles diE Ermittlungen und das Strafuerfahren zu übernehmen. Dieses
sog. Evokationsrecht, d.h. das Recht, dag Verfahren an den eigentlich
ztlständigen Staatsanwaltschafren und Gerichten der Länderiustiz vor-
bei an sich zu.ziehen, wird durch die s§ 120 Abq. 2 Nr. 14, 14zaAbs,
1 $atz 1 GVG unter venschledenen rechtlichen VorausseEungen 'einge-

räurnt, aber in allen Fällen an die Bernrertung der ,,besonderen Bedeu-
tung" des Einzelfalls durch den Generalbundesanwalt gebunden. Bei
dern Begriff der "besonderen Bedeutungl,'durch dessen Annahme und
der damit verbundenen Ausilbung des Evokationsrecht das verfas-
sulrgsrechtliche Zuständigkeitsgeftlge beeinflusst wird, handelt es sich
um einen unbestimmten Rechtsbegrifr der der vollen gerichtlichen
Überprtlfung unterliegt. o Die Rechtsprechung hat desham stets strenge
Anforderungen an die Bejahung der besonderen Bedeutung gestellt,s
Wenngleich im Ennittlungsverfahren, mit R{Jcksicht auf den sich im
Laufe der Ennittlungen noch verändernden Erkenntnisstand eine. ein-
gesch rä nkte ü berp rufba rkeit angert ommen wu rde.6

Auf jeden Fall erfüllt sein mlrssen aber die übrigen rechtlichen Voraus-
setzungen der in den Nr. 1 - 4 genannten Fallgruppen, d. h. den dort
aufgeftlhrten Katalogtaten muss jeweils Staatschutzcharakter zukom-
men, was anhand unterschiedlicher und je nach Nähe oder Ferne zu
einem originären Staatsschutzdelikt abgestuften rechtlichen Anforde-
rungen unterliegt.

a) § 120 Abs. 2 Nr. 1 GVG

a Frankä in Löwe-Rosenberg (LR) 26. Auft. § 1a0 GVG Rdn. B; Hannich, Fn.3, Rdn. 3; Meyer-Goßner StpOp4. Aufl § 120 GVG Rdn. B.

: _BGJ{S! 46, a3B, 254; sB, 128, 140; BGH Nstz zooz,44t.
" so BGH, Beschluss vom 16.11.4001 - stB 'lB/01 und BGH Nstz 2008, l4B, 148,

1i tip
-5-
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Da es sich hier um ori,ginäre StaatsschuEdelikte liandelt, die nur
ftlr den Regelfatl in § TAa GVG der Zuständigkeit 'der staats-
schutzkarnmern der Landgerichte unterstellt sind, lst die $taats-
schutzqualitält der in Betracht kommenden Delikte nicht zureifel-
haft. Hier kommt es im wesentlichen auf die Bejahung der ,,bd-
sonderen Bedeutr1ngo an.

§ 120 Abs, 2 Nr. 2 GVG

Nach dieser Vorschrifr begritnden Gewalttaten, wfe Mord, Tot-
schlag, erpresserischer Menschenraub, Geiselnahme und die in
§ 129a Abs. 1 und 2 stGB aufgeführten bau. Katalogtaten das 

,

Evokationsrecht des Genenalbundesanwalts, wenn ein

Zusammenhang mit der Tätigkeit einer terroristischen Vereinigung
besteht, Rechtliche und tatsächliche Probleme ennrachsen hier aus
den .Fragen, ob eine solche vereinigung angenommen werden
kann und ob ein ,,Zusammenhang" mlt deren Tätigkeit besteht.

.), § J20 Abs. 2 l.lr. 3 a) B d) cVG

Diese Vorschrift enlrreist sich als besonders problernatisch, weil sie
bei ihren Katalogrtaten kein originäres Staatsschutzdelikt als B+
zugsdelikt nennt, insbesondere keinen Zusammenhang mit einer

' terroristischen Vereinigung voraussetzt. Deshalb greift die Filter-
funktion des Vereinigungsbegriffs nicht, die dieser durch die engen
voraussetzungen, arr die die Rechtsprechung seit jeher die An-
nahme einer 

"vereinigung" i,s,d. §§ 129, 1zga, lagh stGB ge-

kntrpft hat.7 lm zusammenhang mit § 120 Abs. z Nr, B GVG war
und ist die Rechtsprechung bei der Überprufung, ob der General-
bundesanwalt sein Evokationsrecht und se-ine Ermittlungszustän-
digkeit bzri/, die Zuständigkeit des OLG zur Verhandlung und Ent-
scheidung des konkreten Verfahrens zu Recht ausgeübt bzw. an-

. genommen hat, stets besonders kritisch,s

{-." }.r'
{

I Sieho dazu unten C. I 1.b) aa).
'BGH§I. 4S, 238, ZSa 6,rjgesin); BGH Beschtuss v. 21.3.2002 - stB 4/02, Nstz 2002,447.

,}
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Zulässigkeitsfragen bei der Verdachtsprufung fUr efh die Zuständigkeit des
Gen eralb u n desadwahs beg ründendes staätssch uEdel ikt

1. Allgerneines

Die Frage, welche rechtlichen Möglichkeiten und Mittel dem General-
bundesanwalt zur Klärung zur Verftlgung stehen, ob eine durch eine
Anzeige oder ,auf andeÄm wege.'lg 160 Abs. 1 stpo) zu seiner
Kenntnis gelangte Sträflät in seine (originäre) Zustilndigkeit fällt oder er
sein Evokationsrecht ausüben kann und soll, berührt einen kritischen
Punkt Da es um den schmalen Grat zurischen (schon) zulässigen Er-
hebungen zur Verdachtsklärung und (noch) nicht zulässigen Ermitt-
lungshandlungen mit Eingriffscharakter gehen kann, ist es schon gene-
rell vor atlem' filr die Staatsanwaltschafren in den Ländern, die in der
Regel die errniüelnden Strafuerfolgungsbehörden sind, von entschei-

. dender Bedeutung, ab welchent Zeitpunkt und auf welcher Tatsachen*

§rundlage sie übertraupt bärechtigt bzw. verpflichtet sind, tätig zu wer-
'den (§ 160 Abs. 1 SIPO), was grundsätzlich die Einleitung eines förm-

__i
Nach allgemeiner Meinung wird die Schwetle der Verpflichtung zum Tä-
tigwerden mit dem sog. Anfangsverdacht erreicht, der in § 152 Abs. 2
SIPO mit dem Schlagwort der ,zureichenden tatsächlichen Anhalts-
punkte'fÜr eine verfotgbare Straftat gekennzeichnet wird,s Wann solche
,,zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte" anzunehmen sind, hängt
allerdings von den Urnständen des Einzelfalles und auch von .der

Bewertung bzw, den Einschätzungen des sachbearbeitenden Staatsän-
walts ab, dem ein gewisser Bcurteitungsspielraum zugebilligt wird.1o
GenÜgen einerseits bloße Vermutungen, Hypothesen oder theoretische
Möglichkeiten, die flrr ein strafrechttich relevantes Verhalten sprechen
könnten, noch nicht, so reichen andererseits aber vorhandene tatsäch-

. liche Anhaltspunkte aus, wenn sie es nach kriminalistischer Erfahrung
möglich erscheinen lassen, dass eine verfolgbare Straftat vorliegt oder
aber wenigstens entfernte lndizien, d.h. Anzeichen vorhanden sind, die
in Verbindung mit Erfahrungssätzen auf einen Sachverhalt hindeuten,
der sich als Verstoß gegen eine Strafnorm darsteltt.ll Der Anfangsver-

1sg 1", Beulke in 1.R.26.Aufl. § 152 Rdn. 21 ff; Meyer-Goßner stpo 54. Aufl, § 152 Rdn. 3 f,; schorett in KK6. Aull. § tSZ Rdn. ZB ff. 
e 'r ' rErrl 

'i'

.'l BVerfG NJW 1SBg, 96, gZ.

" VgJ. statt aller Meyer-Goßner, Fn. 9; Pfeiffer StFo s. Aufl. § 1EZ Rdn. 1a, Jeweils m.w..Nachw.

II.,

rd)

I

I
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dacht muss weder dringend noch hinreichend sein, also noch keine der
Verdachtsschwellen eneichen, d ie' f.tl r ei nzelne strafprozessu a len Maß-
nahmen vom Gesetz gefordert werden. Auch stehen Zweifet an .der
Richtigkeit des Tatverdaclits einem zureichenden Anfangsverdacht
rricht entgegän.12

Umstritten ist aber, ob und wehn ia'in welchem Umfang die Staatqan-
waltschafien Eäfugt slnd, Vorermitflungen13 zur Klärung der Frage

durchzuführen, ob 
"zureichende tahächtiche Anhaltspunkte*, die dem

durch eine Anzeige öder auf anderem Wege bekannt gewordenen
Sabirverhalt noch nicht zu enhähmen sinä, auf andere Weise oijer auf,
grund weiterer Erhebungen gewonnen werden können. Die h.M. hält
sie, wenn auch mit,unterschiedlichen Begrilndungen und in abgestufter
Intensität zumindest dem Grundsatz nach ftlr zulässig, so lange keine
g rundrechtereleva nten Maßnahmen eingbsetzt werden.la
Ermittlungsmaßnahmen mit Eingrifücharakter müssen nach überwie-
gender und zutreffender Auffassung nämlich dem förmlichen Ermitt-
lungsverfahren und den dort vom GeseE zur Verfügung gestellten und
an unterschiedlich hohe Htlrden gekntlpften Eingriffsermächtigungen
vorbehalten bleiben. Dem förmlichen Ermittlungsverfahren der SIPO

)

kommt durch die jeweiligen rechtlichen Vorgaben für die einzelnen Er.
mittlungsmaßnahmen, insbesondere bei Eingriffen in die Rechte der
davon betroffenen Personen, auih eine gewisse Schutzfunktion für den
Einzelnen zu, die nicht durch Umgehungsstrategien unterlaufen werden
darf.

I

ll P:r!!*,-1n.9 ,-Rdn. 28; Groß in Festschrift for Hans Dahs (4006) , 5.24g,264.' 'o Die Problematik der'sog Vorfeldermittlungen, die erst abklären.iollen, qb iiberhauptAnhattspunkte fiir eine
§Hqt^fqrtlqqgn !{ryr-feslgtellbar sind, vgl:äazu näher u.a. Meyer-Goßher, Fn. 9, Rin. +a ; Kätrcr/Grtesbaum
Nstz 19,90, 4!p ; lfeifiea Fn, 11, Rdn. 1bJ, solt hier unnerücksidhtigt bleiben

'' BGHSt.38, 214, 22T t: Diemer NSIZ 2005,666; Groß, Fnl12, S. zel ff.; Kefier/Griesbaum NStZ
]..99!' 116;.!rng. PFE.zq0t?.6{ Meyer-Goßner, Fn. g, Rdn. i; pfeifier, Fn. 11,'Rd. Ic)l$engä in Festsctdfr
f{ir Rainer Hamm (2008), s.701, 707; ü/ö]fl, Jus i001, +7B.A.A: schaier/sandei, ole piär*i d*s
Strafuerfahrens 6. Aull. Rdn. 253; Beqlke, Fn. 9, Rn 33 f, , der allerdings die Schwelle des Anfangsverdachts
sehr niedrig gnsgli't (siehe aa0 Rdn. 21), so dass eine Stiafuerfolgungäpnt&t der Staatsanwaltschaft in ein6m
sehrfrtlhen §tadlum engenofimen werden muss, und zrrar schorizur*Värdachtsklärung i.S.O, S iCitn5r. e
SIPO' Das ist im Hinblhk auf die Belastungen, die ein f6rmliches Ermtttlungsverfahren ftlr den Betroffenen zur
Folge hat,In-einem sotch frflhen Ve*ahiensstadium nicht unbedsn6licht lnsgesamt zum Meinungsstreit Senge
aa0 S.706 f. m.w,Nachw
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2. Vorermittlungen zur Klärung der Zuständigkeit des Generalbundesan-
ulralts

Das Probtem der Zulässigkeit von .Vorermittlungen stellt sich bei Straf-
taten, denen möglicherweise Staatschutzcharakter zukommt, .für den
Generalbundesanwa lt vo r einem etwas a nderen Hintergru nd.
Hler ka4n es zwer auch um die grundsätelishe. Frage gehen, 'ob 

über-

, 
haupt eine verfolgbare (Sha0Tat vorllegt, wenn es um Verjährungs-
probleme oder sonstige Verfahrenshindernisse geht. Melfach steitt sictr
aber vor allem die Frage, ob es sich um ein in die Ermittlungszustän-
d ig keit des Genera Ib undesanwalts fallendes Vorkom mn is handelt.
Häufig ist der Vorgang bereits Gegenstand eines auf f-"nUer"n*n" 

"in-geleiteten förmlichen Ermittlungsverfahrens der örtlich zuständigen
Staatsanwaltschafl. Der Generalbundesanwalt kann das Verfahren nur
Übernehnlen baff. durch Austibung des Evokationsrechts an sich
ziehen, wenn sich aus dem zugrundeliegenden und ihm zur Kenntnis
gelangten Sachverhatt,,zureichEnde tatsächliche Anhaltspunkte' i.S.d.

§ lsZ Abs. 2 stPo ftir etnes der in den Katalogen der s§ 120, 14?a,l " ' - '

GVG aufgeftihrten Delikte ergeben. Liegt dies nicht auf der Hand,
werden deshalb, wie bereits im Evaluationsbericht vorn 20.12.2011
dargelegt, sog, ARP-Vorgänge angelegt, um zu klä[ren, ob weitere An-
haltspunkte feststellbar sind, die einen Anfangsverdacht ftir ein Delikt
mit Staatssclrutzcharakter tragen können. Auch der Generalbundesan-
walt kann nicht ohne gesetzliche Voraussetzungen fiir seine Zuständig-
keit ein Verfahren an sich ziehen. Denn insoweit ist die notwendige
Verdachtsschwelle für ein §taatsschuEdelikt und die damit zusammen-
hängende Ernittlungszuständigkeit des Generalbundesanwalts nicht
anders zu beurteilen als diejenige filr die Einleitung eines formlichen
Ermittlungsverfahrens,'u

FiIr entsprechende Vorermittlungen bedarf es deshalb gleichfalls tat-
sächlicher Anhaltspunkte oder Indizien, die zwar noch nicht so kont<ret
sein müssen; dass sie als,zureichendu i.s.d,.§ 152 Abs, z $tpo ge-
wichtet werden können, die es aber mögtictr erscheinen lassen, dass
ein Katalogdelikt der s§ 1zo, 14za GVG vorliegt, dem irn Falle des
§ 120 Abs. 2 GVG auch,,besondere Bedeutung" beikomrnt. Als zulässi-

r -il
s

15 Hieruon gohen ohne weiteres auch Keller/Griesbaum , Fn 14; Dlerner, Fn 14;und Senge, Fn.14, aus

.il , /ltt i-ti
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ges lnstrumentarlum zur Tatsachengewinnung stehen die aus MitteL
lungs- oder Berichtspflichten folgenden Mitteilungen anderer Behörden .

(vgl. Nr. 202 RiStEV) oder sich aus allgemein zugänglichen Quellen er-
gebende Erkenntnisse zur Verfügung; ebenso Einsichtnahme in oder
Auskttnfte aus Akten oder Datenbeständen anderer BehÖrden, soweit
dies gesetzllch vorgesehen und auch rechttich zurässig ist.
Ftlr zulässig gehatten werden gelegentlich auch informatorische Befra-
gungen von Persorien, die allerdings nicht zur Kooperation verpflichtet
s.ind, sondern wenn, dann nur auf frelwilliger Basis Auskunft geben
sollten: Soweit dies auch mit Blick äuf eventuell zu beachtende Beleh-
rungspflichten ftlr im Ergebnis hinnehmbar gehalten wird,16 erscheint .

diese Auffassung nicht bedenkenfrei, da sich Vorerrnittlungen in einem
Rahmen bewegen - einige Autoren sprechen vori elner,Grauzone" -17,

in dem eine informatorische Befr:agung eines von dern fraglichen Ereig-
nis Betroffenen schnell in die Qualität einer materielt als Beschuldigten-
vernehmung zu wertende Befragung umschtagen kann, die ohne vorhe-
rigg Belehrung unvenarertbar wird; ein Vorgehen, das solches zumin-
dest in l(auf nehmen wtirde, wäre mit dem nemo-tenefur-Grundsatz
nicht zu vereinbaren.ls

Ein besonderes Problem ergibt sich auch im Zusammenhang mit der
Erhebung persönlicher Daten und einem damit verbundenen möglichen
Eingriff in das informationelle Selbstbestimmungsrecht des Betroffenen,

ler 
eiler gesehlichen Eingrffßgrundlage bedarf. Denn soweit die SJPO

Zugriffsmöglichkeiten auf Akten und/oder Datenbestände anderer Be-
hörden §estattet, steht dies jeweils unter dem Vorbehalt bzur. der Be-
dingung, dass ein förmliches $trafuerfahren in Gang gekomrnen ist und
eine zuständige'Behörde Auskunft oder Einsicht verlangt, Vorermitt-
lungen des (noch) nicht zuständigen Generalbundesanwafts fallen nicht
ohne weiteres h ierunter. 1 e

Teils wird allerdings vertreteh, dass es geboten sei, wegen der Eigenart
und der Bedeutung der Staatsschutzdelikte dem Generalbundesanwalt
bztff. der Bundesanwaltsohaft die Kompetenz zuzusprechen, zur tat-
sächlichen und rechtlichen Bewertung eines Vorgangs durch gezielte
Erhebungen alle verftJgbaren Erkenntnisse heranzuziehen, die außer-
halb strafprozessualer Maßnahmen, d.h. ohne die in der StPO vorge-

]j niemer, Fn. 14, S.668 f.

liso Lanue, Fn. 14, §a27f; fengel ln 1_4,, s.712; Groß, Fn,12,s.2s1 eieht eine Regetungslücke.

;; E:l3x:?il:ffiiyr?3:.utuns 
dieie GrundsaEes: BGHst, 52, 11, 1t ft.: vgl, auoh-BeH-sr. 40, 66, 11 f.
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sehenen gegebenenftlls zlÄrangsweise durchsetzbaren förmlichen Er-.
mittlungshandlungen, gewonnen werden können, Denn in Fällen unkla-
f:r ErmittlungszustEindigkeit sei es nieht vertretbar, die weitere Ent-
wicklung dem 

'Zufall 
zu tlberrassen, und zuzuwarten, . ob und wann

. Fakten zu Tage treten, die schließlich eine Entscheidung trber die Zu-
ständigkeit des GeneralbundeEanwalts erlauben.ao Abgeleitet wird die

' Zulässigkeit ftlr dle aktive Ausschöpfung aller verfugbaren Erkenntnis-

ä:'5:"',äJ"##,::L:#:,,T;;#,",;::#ff ilHTIT'::
fugnis zur Beschaffung aller verfltgbaren Erkenntnisse zur Ver-
dachtsaufklärung verleihe, 2l

C' Die ARP-Vorgänge des Generalbundesanwalts im Zusammenhang mit den
Straftaten der NSU

. I, Allgemeines

.

Zu bedenken ist zunächst, dass eine räckblickende Bewertung der früheren
ARP-Vorgängje sich auf die Erkenntnismöglichkeiten der im jäweililgen Tat-
zeitrauni tätigen Ermittlungsbehörden nickbesinnen muss und die für diese

darf, wenn eine zutreffende Einordnung der jeweiligen Vorgänge vorgenom-
men werden soll. Die durch die Ereignisse im November ZOIL zu Tage ge-
tretenen Beweismittel und die darauf gestützten Erkenntnisse müsr*, in dr:"-.. rrr r.vvY I I tHg

sEm Zusammenhang unberticksichtigrt bleiben. Die Evaluierungsgruppe hat
deshalb bereits zutreffend auf die gebotene ex-post-Betrachtung hingewie-

1. Die Prtlfuorgänge der Kategorie A

a) Begleitvorgänge

Die 13 Vorgänge dieser Kategorie, in der die ARp-Vorgänge zu-
sammengefasst sind, die in einem direkten zusammenhang mit
den Strafratelt der NSU stehen oder ri i derien die Namen ihrer

,}

llvgl Dlemer, Fn. 14, s.667;ähnlich sr ron KeflerlGriesbaum, F1. 14, g.417:senge, Fn14.,s.7QT." Diemer, Fn.14, S. gbg; rertärleriesu" ,*, fl:11, §.417; Bedenken äunert wan, Fn 14,s.4g0; ablehnendau dieser Art der Begrtindung auch Groll,, fn.tä, s. abi i. ' 
-
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Mitglieder oder von Unterstützern aufiauchen, slnd ebenfalls von
unterschiedlich ztJ gewichtender ,Bedeutung. Zu äiner näheren
Darstellung. drängen lediglich die ARp-Vorgänge, die sich unmit-
telbar mit den Straftaten der NSU oder den Personen Böhnhardt,
Mundlos und Zsohäpe befassen.

Die übrlgen vorgänge (2 ARP 124t08,G, z ARp 1g4r1o-2, , o*,
181/1 14- sowie 3 ARP s3/99-4, s ARp e1ßg-z und B ARp
222a0ol2) diendn zu Abrundung des Bildes, dass die tero-
ristische Vereinigung NSU vor den Ereignissen im Novembe r Zß11'
offensichtlich keine sie als Vereinigung erkennbar machende spu-' ren hinterlassen hat wie die vorgänge 3 ARp gg/g&2, B ARp
67tgg-2. und 3 ARP zzzztoö-z (sprengstoffanschtag auf die
wehrmachtsausstellung in saarbrtlcken sowie die versendung
von Bombenattrappen an l ' B , K  H r, p

s  und Dr, M  F ) belegen, war der,waffenfund
in Jena" bzw' das ,Bombenlagef' von Anfang l gg8 den stafirer-
folgungsbehÖrden bei der spurenauswertung jeweils präsent,. da
wegen einer gewissen Baugleichheit der damais aufgefundenen
Rohrbomben usw. mit dem in saarbrticken venruendeten spreng-
saE und den verschickten Bombenatfuappen die frühern spuä
und auswertbare $puren In den neuerän Fällen kriminaltechnisch
untersuctrt und verglichen wurden. Ein Abgleich von DNA"Spuren
und Datyloskopie verlief negativ, eine Beteiligung von Böhnhardt,
Muhdlos und Zschäpe war nicht festzustellen.

Die oigentlichen Taten der NSU
gange

und die zugehörigen Prüfuor-

Am 13,2j998 erhielt der Generalbundesanwalt baru, der zustän-
dige Dezernent der Bundesanwaltschaft (BA) durch verschiedene
Presseberichte und einen Anruf des Bt(A Kenntnis davon, dass
am 26.'tr.1998 bei Durchsuchungsmaßnahmen des LI(A in Jena in

wohnungen und Garagen von Personen, die der zum ,,rhüringer
Heimatschutz" zählenden,,Kameradschaft Jenao angehören, in
einer von Böhnhardt angemieteten Garage sprengstoff sowie €u.r*

.deres, zur Herstellung von $prengsätzen, Bomben u,ä. geeignetes
Material und fertige, aber nicht ztindrähige Rohrbomben sicherge-

41fi

{-- },

't
I

b)
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stellt wordert waren. Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe waren'

darauftrin untergetaucht bzw. seitdem flüchtig. Gegen sie erging

am 28.1. 1 998 Hafrbefehl.

aa) Grundlage der Durchsuchung und'des Haftbefehls war ein

von dei StaatsanwaEschaft Gera wegen Verdachts der StÖ'

rung'-des öffentlichen Frieden'e durch Androhung von Straf-

taten (§ 126 SIGB), der Verwendung von Kennzeichen ver-

fassungswidriger Organisationen (§ 86a SIGB) und wegen

Vorbereitung eines Sprengstoffuerbrechens (§ 311b SIGB

a.F.) gegen mehrere, Verdächtige, u.a. gegen BÖhnhardt,

Mundlos und Zschäpe geftlhrtes Ermittlungsverfahren, däs

frähere Funde mehrerer zu$ammengebauter, aber nicht

zündfähiger Rohrbomben in der Urngebung von Jena zum

Gegenstand hatte. Der letzte Fund dieser Art betraf einen vor

dem Theater in Jena im September 1997 deponierten und

mit Hakenkreuzen uersehenen Koffer. Bekennerschreiben

wurden nicht bekannt. Lediglich das Hakenkreuzsyrnbol wies

auf einen rechtsextremistisehen H interg rund h in.

lm Rahmen des infolge dieser lnformationen am 13.2J998

angelegten Prtlfuerfahrens wurden dem Dezernentqn der BA

auf dessen Anforderung vom BKA $achstandsberichte und

Einschätzungen, auch des Ll(A Thtlringen und des Bundes-

amts fttr Verfassungsschuü (BfV) übermittelt, die jeweils da'
. von ausgingen, dass es sich bei Böhnhardt, Mundlos und

Zschäpe um Einzeltäter, C.h. um Täter handelte, die nicht

aus einer Vereinigung lteraus oder für eine Vereinigung i.S,d.

§§ 129, 129a SIGB, sondem unabhängig z.B. vom ,,Thü-

ringer Heimatschutz" (THS) gehandelt hätten. Der THS

wurde zudem als Geflecht mehrerer, kaurn strukturierter

Kameradschaften eingeschätzt. Hinweise darauf, dass er

systematisch Gewalffaten vorbereite oder plane, lägen nicht

Diese Bewertung wurde von einer später im Jahr 200? durch

das BI(A und das BfV gebildeten gemeinsamen Projekt-

gruppe,,Rechtsextremistische Kameradschaften" bestätigt

(siehe Prtifuorgang 3 ARP 66/02-5). ln einem Zwischenbe-

richt wurden zwar Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate

Auszug_MAT_A_GBA-4-1.pdf
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Zschäpe als herausragende Mitglieder der zum THS gehö-
' 

renden,KarneradschafUsektion Nationaler Widersta nd Jäna "

bezeichnet, zugleich aber auch betont, dass die immer noch

fltlchtigen drei Persorien unabhängig von der ,,Kamerad-

schaft Jena" bzw- dem THS agierten. Diese Einschätzung

wurde auch später nicht revidiert,

Im Übrigen bewertete def Bericht der Projektgruppe ebenso

wie bereits früher,das BfV in einem Bericht aus dem Jahre

2000 den Umstrand, dass die Ende der. 1990er Jahre zu-

nehmende Zahl der Kameredschafren, die sich als unter-

einander unabhängige, autonom handetnde Personenzu'

samrnenschltlsse mit Bekenntnis zu rechtsextremistischem

Gedankengut gebitdet hatten, als elne Realction auf mehrere

vereinsrechtliche Verbote neonazistischer Organisationen,

die nach ,,klassischem Mustet{' gegrtlndet worden waren-

Deshalb versuche die rechte Szene durch bewussten Ver-

zicht auf Organisation einem Verbot durch verbotsfeste Zu-

sammenschlttsse in Form von Karneradschaften a) ent-

gehen, die dem Konzept ,informelle Netzwerke anstatt

h lerarchischer O rga n isationsstru l«tut'' fo lgte n (vg l. Prüfbericht

3 ARP 66/02-5 S.20 und 104). Auch fielen die Karnerad-

schaften nicht durch Bekenntnisse zu politisch motivierten

Straftaten auf, sondem nur einzelne Mitgtieder oder Syrnpa-

thisanten.

Zwar wurde bei einem späteren lnformationsaustausch zwi-

schen Vertretern .der Bundesanwaltschaft und dem BfV im

FebrUar 2OO7 festgehatten, dass einigen wenigen, nament-

Iich benannten Kameradschaften die uKameradschaft

Jena" wurde nicht angeftlhrt - strafrechtliche Relevanz iru'

kam, Hinsichtlich des dabei erwähnten ,Sturm 34" hat sich

dies später auch bestätigt," Ein vom LKA Thtlringen bereits

1995 gegen 12 Grllndungsmitglieder des THS wegen eines

auf §§ 129, 1?9a SIGB gesltrtzten Tatverdachts eingeleitetes

Erm ittlu ngsverfah ren wu rde aber 1 I 97 wiede r ei ngeste llt.

Vor diesem Hintergrund erscheint es schltlssig, dass gegen

BÖhnhardt, Mundlos und Zschäpe kein auf den Anfangsver-

E siehe BGHSI. g4,216, zzoff,

,d
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dacht der Mitgliedschafl in der ,,Kameradschafr Jena" bzw.

dem THs. gestütztes Ermitfl u ngsverfah ren eingeleitet wurde,
da es an zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkten für eine
kriminelle br$r. terroristische vereinigiung nach s§ 1 zg, lzga
SIGB fehlte.

bb) Als äinzige Mögtichkeit, gegen die drei benannten personen

w6gen eines Anfangsverdachts i.s,d. §§ 1zg, 12gE stGB zu
ermitteln, utäre noch denkbar gewesen, elnen solchen ver-
oacht auf den umstand zu st0tzen, dass schon diese drei' Personen für sich genommen eine solche kriminelle oder
tenoristische Vereinigung gebildet hätten. Ein derarti er Tat-
verdacht kann sich zwar gegenwärtig auf die im November.
2fi11 sichergestellten Beweismittel stüEen, diese standen
aber im Februar 1998 den strafuerfolgungsbehörden nicht

z,ur Verfügung.

unter einer vereinigung i..s.d. §§ 1zg, lzga stGB ist nach

der Rechtsprechung ein freiwilliger, auf eine gewisse Dauer
a ngelegter o rga nisatorischer zusamm enschluss vo n rn indes-
tens drel Personen zu verstehän, die bei unterordnung des
willens des Einzelnen unter den willen der Gesamtheit ge-
meinsame Zwecke verfplgen und untereinander derart in Be-
ziehung stehen, dass sie sich als einheitlicher Verband fith-
len.23 Diesen zunächst ftlr den Tatbestand der kriminellen
vereinigung nach § 12g stGB entwicräten vereinigungs-
begriff hat die Rechtsprechung auch auf den Tatbestand der
tenoristischen vereinigung des § lrga stGB nach dessen
Einführung in das stGB ubertragen.Zn Beide Tatbestände
sind organisationsdelikte, deren erhöhte Gerährlichkeit ge-

rade in der organisierten Form eines zusammenschlusses
von rnehreren, mindestens aber dr,ei personen wuzelt, die
sich zur gemeinsamen Begehung von straftaten verbunden
haben. sie unterscheiden sich lediglich in der Art der von ih-
nen verfolgten entweder kriminetlen oder teroristischen

. Ziele, während die typische Eigendynamik eines organisier-

tr eGHst. z.g, 147,14g tr: 29, 2gg, 294; s1, zoz, ?04f.; 81 23g f.; 4f , 4r; AE,2B, asi ständige
Rechtsprechung.

'o BGHSI. 30, 3-28, 329;vgl. auch Kraufi in LK 12. Aua. § 12ga Rdn. 19 l.v,rn. § 129 Rdn. 18 ff.
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ten Personenverbandes, der diE Begehung von straftaten
erleichtert und das Geftihr der persönlichen verantworflich-
keit bel den einzelnen Mitgliedern zurilckdrängt, dieselbe ist.
Die straftaten müssen deshalb jeweils aus einer fest organi-
sierten Gruppierung heraus geprant und begangen werden.' 
Daffir gab es 19g7/g8 bei den drei personen uwe BÖhnhardt,

: uive Mundlos und Beate zschäpe keinen erkennbafen ob-
jektiven Anhalt.

Anhaltspunfite boten ledlglich der umstand, dass die.perso-
nen Böhnhardt,. Mundlos und zschäpe als (herausragende)
Mitglieder der ,,Kameradschaft Jena" bekannt wereni und
dass Mundlos und Zschäpe am 12. August 1996 bei einem
Auffnarsch anlässtich des Rudolf-Heß-Alrtionstages f gg6 in
worms zusammen mit 1r0 anderen Rechtsextremlsten vor-
Iäufig in Gewahrsarn genornmen worden waren (prtlfuorgang
2 ARP 178/96-7). Daftlr, dass der genannten Dreier-Gruppe
gegentlber der ,Kameredschaft Jena* ein ausreichendes
lvlaß an organisatorischer selbstständigkeit zukarn, in der
iiberdies verbindliche Regeln für das Han{eln zur Ereichung
eines gerneinsarnen Ziels garten und jeder von ihnen sich
unter Zurückstellung söiner indMduellen Meinung einem
tlbergeordneten Gesamtwillen unterworfen haben könnte,
fehlte jeder Hinweis.

Aber auch die bis dahin bekannt gewordenen straftaten
(§§ 86a, 126, 31tb stGB a.F,) waren, worauf bereits der
Evaluierungsbericht hinweist, weder Katalogtaten nach § 120
Abs, 1, Nr.6 GVG (a.F.) i.V.m. §, 12ga Abs. 1 , Nr, 6 StGB
(a.F.), die dem Generalbundesanwalt eine origjinare
verfolgungszuständlgkelt eröffnen konnten, noch karn die
Austibung des Evokationsrechts gemäß § 120 Abs. z GVG
(a.E.) in Betracht,da § B11b stGB (a.F,) auch nicht vom
Katalog des § 120 Abs. 2 Nr. g GVG (a.F,) erfasst wurde,
Das Herbeiftlhren einer sprengstoffexplosion (§ aOg stGB
n:F.) unrj, die vorbereitung eines solchen Detikts (§ 810 stGB
n.r.) sind er:st mit wirkung vom 4.8.2009 in den Katalog des
§ 120 Abs. 2 Nr. 3 GVG aufgenommen worden.

'''1

Auszug_MAT_A_GBA-4-1.pdf



4?1

,$
{

*:3

*17-

cc) Die Serie'der neun vorsätzlichen Tütungsdelikte zurn Nach-
teil von Kleinuntemehmern auständischer Herkunft bot
ebenfalls kei4e objektiv erkennbaren, zureichenden Anhalts-
puhHe dafür, dass sie Serientaten einer krlminellen odqr ter-
roristischen Vereinigung (§§ 129, lZgaStGB) waren.

Zwar,gab es. wegen der mehrfach verwändeten Tatwaffe
Hinwäise auf eine Tatserie, die durch Medienberichte über
die Arbeit eines Fallanalytikers der bayerischen polizei, der
die Hypothese aufg'estellt hatte, es handele sich um einen
Einzelgänger und serientäter, derl seine opfer züfäflig aus-
wähle und den ein ausgesprochenes Zerstörungsmotiv an-
treibe, auch der Bundesanwaltsdraft bekannt wurde- Der
dar:auftrin arn 21.8.2006 eingeleitete Prüfuorgang A ARp
125/06-5 weist aus, dass der vorgang bis lzs.zao8 auf ent-
sprechende Verfügungen mehrfach wiedervorgelegt und
dass telefonische Anfragen beim Bl(A durchgeführt wurden,

. Eine verfolgungszusländigkeit des Generarbundesanwalts

wurde in einem längeren Vermerk verneint, da wegen der
Nationalität der Tatopfer zwar ein Bezug zu staatsschuEde-
likten rnögtrich erscheine, aber keine Anhattspunkte dafür ge-
geben seien, dass der Täter aus einer rechtsextremistischen
Haltung heraus gehandelt habe, vielmehr spräche ailes fur
einen persönlichen Rachefeldzu g. zu einer ähnlichen Ein:
schäEung war bereits zuvor der genannte Fallanalytiker ge-
langt

Da lreine Bekennerschreiben zu den vorsätzlichen Tötungen
verfasst oder bekannt wurden und auch sonst die Tathinter-
gründe dunkel blieben, wäre die Annahme, es handele sich
um die Taten einer kriminellen oder terroristlschen Vereini-
gung mit ausländerfeindlicher Motivation ,nicht mehr als
spekulation gewesen. Aus demselben Grund schied auch
eine in Betracht gezogene evokative zuständigkeit des Ge-
neralbundesanwalts gernäß § 120 Abs. 2 GVG bei einem
aus ausländerfeindlichen oder sonstigen politischen Motiven
handelnden Einzeltäter au§, zumal auch das Brfi am
12:3.2008 auf telefonische Anfrage mitteilte, ein polltischer
Hintergrund der Taten habe sich nicht verifizieren lassen,
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Die Rechtsprechung hatte außerdem bereits im Jahre ?000

begonnen, das Evokationsrecht des Generalbundesanwalts

nach § 120 Abs. 2 Nr. 3 GVG und insbesondere das Merk-

rnal der ,,besonderen Bedeutungl mit sehr restriktiven Maß-

stäben zu tlberpriifen,s wenngleich sie für das Stadium dee

Errnittlungsverfahrens mit seinem sich häufig verändernden

Erkefrntnisstand von einem gewissen Bäurteilungssplelraum

t im Rahmen ei-ausging, der im Beschwerdeverfahren, atwr

ner Haftbeschwerde, nur einer eingeschränkten Überprufung

auf Vertretbarkeit unterliege.zE tnsbesondere' tr"i §t=ftaten,

die nicht in einem Zusarnmenhang mit einer Vereinigung

nach Maßgabe der §§ 12g, 129a SIGB standen und dem

ersten Anschein nach zur Enormalen" Krimlnalität, wenn auch

gegebenenfalls in größerern Umfang und mit erheblichen

Folgen, zu rechnen waren, hat sie unter Hinweis auf die

verfassungsrechtliche Kornpetenruerteilung zwischen Bund

und Ländem an das für die Übernahme eines Strafuerfah-

reas durch den Qener:atbundesanwalt erforderliche Merkmal

der ,besonderen Eedeutung' hohe Anfsrderungen aufge-

stellt.z7 Zwar kommt der Tatberie der NSU nach heutigedr

Kenntnisstand ohne' jeden Zweifel eine solche ,besondere
Bedeutung" zu. Darauf lqomrnt es aber ftlr die ex-post-Be-

wertung nicht an. Dieses Wissen stand den Strafverfot-

gungsbehörden in den Jahren 2006 und 2008, in denen der

Prtlfrrorgang 3 ARP 125/06-5 beim Generatbundesanwalt

bearbeitet wurde, noch nicht zur Verf{igung.

Die den Prüfuorgängen 2 ARP 90/04 (Nagelbombenanschlag

auf ein Wohn- und Geschäftshaus in Köln am g.6.2004) und

2 ARP 174t11-2 (Ermordung der Polizeibeamtin Michele Kie-

sewetter arn 25.4,2A07) sind als der NSU möglicherweise

zuzuschreibende Straftaten erst durch die Ereignisse im No-

vember 2011 und die dort sichergestellten Beweismittel be-

kannt geworden,

r}

dd)

1l vgr. BGHst. 46, zs8, zE4f; BGH, NStz g002, 44T t.
:: BGH NSrZ 2008, 146, 148.
" Slehe dia Entscheldungen Fn. 25 und 26.
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während der Nagelbombenanschlag in Küln durch die Art
der Tatausfllhrung au§' der Mordserie der NsU herausfäilt
und deshalb rnit den übrigen Taten ohne Kenntnis der zu-
sammenhärige kaum in ,verbindung'gebracht. werden kann,
bot die Tütung der'Polizeibeamtin Klesewetter schon vom
äußeren Tatrblauf keinerlel Anhaltspunkte fllr den Verdacht
eineB rectrtsextremistischen Hintergrunds. Hier scheinen filr
den obfektiven Beobachter eher persünliche Motive der Tat
möglich,

Der Nagelbombenansctrlag in Köln wurde der Bundesan-

waltschaft noch am 9.6.2004 auf lnitiative des Bundes-
' innenrninisteriums durch eine Mitteilung des KÖlner polizei-

präsidiums zur Kenntnis gebracht. von Beginn an wurde
seitens der örtlich zuständigen Polizeibehörden ein terroristi-
scher Hintergrund ausgeschlossen, obwohl ZZ personen,

tiberwiegend hlrkischer Herkunfr, teils schweruerletzt wurden
und die Straße, in dem der Friseursalon, vor dem es zu der
sprengstoffexplosion kam, nach Presseberichten als belieb-
ter Treffuunkt filr multi-kulturelle Begegnungen galt. Die
Auswertung von Videoaufzeichnungen von awel, als mÖg-

liche Tät-er,ln Betracht kommenden rnännlichen personen,

dle kurz vor der Explosion den Tatort passierten, ftihrte die
Ermittlungen nicht weiter. Eine sachstandsanfrage der BA
vom 2.8,2005 ergab keine neuen Erkenntnisse, die konkrete
Anhaltspunkte für einen terroristischen oder a usländerfeind-
lichen Hintergrund der Tat ergaben.

,'*t§

!
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Die Prtlfuorgänge der Kategorie B

Vor diesem tatsächlichen und rechtlichen Hintergrund sihd die 32 ARP-
Vorgänge der Kategorie B in.dem hier lnteressierenden Zusammen-
hang mit der NSU zwar nur bedingt von Bedeutung, da sie sohon nach

den Auswafrkriterien der Stichwortliste keinen unmittelbaren Bezug zur
NSU oder den Pereonen Böhnhardt, Mundtos und Zschäpe aufirueisen.

Ein solcher Bezug hat sich,bei näherer Durchsicht auch nicht aus dem

lnhalt der ieweiligen ARP-Vorgänge ergeben. Sie dokumentieren
jedoch recht deutlich Sinn und Zweck der ARP-Vorgänge sowie allge-

mein die Vorgehensweise der Sachbearbeiter des Generalbundesan-
walts im Vorfeld eines zureichenden Anfangsverdachts, der zum Ein-
greifen berechtigen und verpflichten würde. Auch aus der ex-post. Be-

trachtung haben sich in keinem der Fälle Hinweise auf die NSU oder
deren Mitglieder oder andere, inzwischen bekannt gewordene Unter-

sttltzer ergeben.

Auf gewisse Details der einzelnen Sachverhalte sei dennoch hingewie-
*Fn, da sie verdeutlichen, dass die Vorgänge urn den sog. ,,Waffenfund
in Jena'Ende Januar lggg baru. das bei einer Durchsuchung in elner
Garage vorgefundene ,Bombenlabof' und das anschtießende Unter-
tauchen von Böhnhardt, Mundtos und Zschäpe für sich genommen
nicht so ungewöhnlich waren, dass generell bereits beim Auffinden von

Bombenattrappen, waffen, sprengstoff oder Rohrbornben o.ä. ZU.

reichende tatsächliche Anhaltspunkte ftir einen Anfangsverdacht für ein

Staahschutzdelikt i.S.d. § 120 GVG anzunehrnen wären. ln der Regel

rnussten und müssen weitere Tatsachen, die einen staatsschutzrele-
vanten'Verdacht sttltzen, hinzukommen, um die Verfplgungszuständtg-

.keit des Generalbundesanwalts vertretbar bejahen zu können.
Von den 32 ARP-Vorgängen der Anlage Kategorie B stehen lediglich
vier Vorgänge nicht-in einem unmittelbaren oder miftelbaren Zusam-
menhang mit Sprengstoff, Bomben oder Waffenfunden. Dabei handelt
es sich um den Prtlfuorgang 2 ARP 196/98-8, der die Erschießung
eines deutschen Staatsangehörigen kurdischer Herkunfl am 27.Juli
lgg8 in Velbert betrifft. Ein begrttndeter Tatuerdacht gegen eine Ver-
einigung oder eine beslimmte Person hat sich nicht ergeben. Ferner um

den Prllfuorgang 2 ARP 186/08-9, der den ÜberfaU rechtsextrernisti-
scher Jugendlicher auf das Sommerlager einer Jugendorganisation der

2.

i'p
'I

,."t\
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Partei der ,,Linken" irn Juni 2006 in Hessen betriffr, bei dem rnehrere

Persohen verletzt wurden, Da der später verurteilte Haupttäter in iena
wohnte, Iagen persönliche Kontakte zu Personen aus dem Kreis der

NSU nlcht au'ßerhalb ieder Wahrscheinlichkeit, die sich jedoch nicht
festetellen ließen. Der Jüngste der in diese Kategorie B fallenden Prtif-

vorgänge 2 ARP 120t11-2 betrifft ein versuchtes Tötungsdelikt z,N.

zweier Polizei5earnter am 8. August 2011 in Gelsenkirchen, das von

einem Mann begangen wurde, der auar frtlher NPD-Mitglied war und in

dessen Fahrzeug naüonelsozialistische Ernbleme gefunden wurden,

dässen Tat aber möglicherweise mit eiriem geistig/seelischen DeEH lrn
ts
Zusammenhang stand. 

'Dieser 
Prtlfuorgang ist noch nicht abgeschlos-

sen.

Außerdem zählt hiezu der Präfuorgang 2 ARP 12t11€, der die ,Kame-
radöchaft Aachener Landn betrffi, seit 2OO7 eine der aktivstefl n€onä*

' zistischen Gr.uppierungen in Nordrhein-Westfalen, die zudem die NPD

unterstüEt. 
, 
Gegen einige ihrer'Mitgtieder hat die Staatsanwaltschafr

Aachen im November 2010 Anklage u.a. wegen des Vonruurfs der Vor-

bereitung eirres Sprengstoffuerbrechens erhoben. Verurteilt wurden sie

wpgen VolksvärheEung, Verurendung verfassungsfeindlicher Symbole

und Vorbereitung eines Explosionsverbrechens. Der vom Generalbun-

desanwalt im Januar ?:011 angelegte Vorgarg, in desspn Rahmen das

BI(A um Mitteilung der dort vorliegenden Erkenntnisse gebeten wurde,

lst ebenfalls noch nicht abgeschlossen.

Aus den übrigen 28, jeweils im unrnittelbaren oder mittelbaren Zusam-

menhang mit geplanten oder begangenen, versuchten oder vollendeten

Sprengstoff- oder Waffendelikten stehenden Prirfuorgängen seien nur

einige wenige herausragende Fälle konkr:et erwähnt, wobei hinsichtlich

der Details auf die Falldarstellungen im Anhang B des Evaluier:ungsbe-

richts vom 20.1 2.2011 venryiesen wird

Genännt sei zum einen der Prüfuorgangr g ARP 282,/984, der einen

Sprengstoffanschlag vom 1g. 12. 1998 in Berlin auf das Grab des ehe-
maligen Vorsitzenden des Zentralrats der Juden in Deutschtand Heinz

Galinski betrifft. Der aufgrund von polizeilichen Mitteilungen beirn Gene-
ralbundesanwalt im Dezernber 1998 angelegte Prrlfuorgang wurde nach

einem Abschlussbericht der Staatsanwaltschaft Berlin, nach dessen

Inhalt die umfangreichen Ermittlungen der Örtlichen Strafuerfol-
gungsbehörden weder Tatzusammenhänge mit anderen Ermittlungs-

,#
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verfahreh ergeben noch den Tatverdacht gegen 'eine 
zunächst ver-

dächtige konkrete Person bestätigt hätten, weggelegt
Ebenso ergebnislos verlief der Prüfuorgang 3 ARP 48102-Stder den zu
Sachbeschädigungen fllhrenden Sprengstoffanschlag vom 16. Mäz
20OZ auf die Lelchenhalle des irtUischen Friedhofs in Bertin-Charlotten-
burg, also denselben Friedhof wie zuvor, betriffi. Der Generalbundes-
anwalt erhielt- hfervon Kenntnis durch einen Anruf des Bundesiustiz-
ministeriums vöm 17 . März ZOoz. Der zuständige Sachbearbeiter setzte
sich daraufhin telefonisch mit dem Llfi in Berlin in Verbindr,.lg, forderte
von der Staateanwaltschafi Berlin'eine Kopie Oer Sachakten an.und ließ '

. 
sich in der Folgezeit tlber den $tand der Ermittlungen untenichten. Ein

ursprlinglich bestehender anfElngticher Tatverdacht gegen drei Perso-
nen aus der rechten Szene wurde durch die weiteren umfangreichen
Ermittlungen nicht bestätigt. Konkrete Hinweise auf mügliche andere
Täter ergaben slch nipht.

Der Prtrtuorgang 3 ARP 99/06-9 betrifft einen im Juni 2006 erteitten
Hinweis eines Aussteigerg aus der rechten Szene auf eine angeblich
geplante n6rue teroristigche Vereinigung ,Braune Armee Fraktion", die
die Begehung von Sprengstoffanschlägen vorbereite. Dieser ARP-Vor-
gäng führte auch zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens beim Ge-
neralbundesanwalt, das aber irn Dezember l00g nach § 170 nus, 2
StPO wieder eingestellt wurde

3. Stellungnahme der ftlr das Ermittlungsverfahren gegen Beate Zschäpe
u,a. zuständigen Ermittlungsgruppe Referat TE 2

Der Evaluierungsbericht vom 2A.12.2A11 nebst seinen Anlagen A und B

und den zugehÖrigen ARP-Vorgängen ist inzwischen auch von dem zur
Zeit mit den Ermitttungen gegen Beate Zschäpe und andere Verdächti-
gen befassten Referat TE 2 des Generalbundesanwalts ausgewertet
worden. Nach deren Prüfungsbericht vom 13.2.2012 ergeben ,ioh 

"r,den zur Verftlgung gestellten Unterlagen nach dezeitigem Kenntnis-
stand keine neuen Ansähe für die laufenden Ermiftlungen,
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D. Beweftung und Ergebnls

VVie bereits der Evaluierungsbericht dargelegt hat (dort unter A b), S. 2), ist der
Generalbundesanwalt bzw. dle Bundesenwaltschaft.nur in dem sehr Bng-be- .

. grenzten Bereich der Staatsschutsdelikte zur Strafuerfolgung berufien. Bei nicht

evident als StaatsschuEdelikte zu erkennenden Str:aftaten, die aber möglicher-
weise, weil staatschutzrelevant, in die Verfotgungszuständigkeit des Generalbun-
desanwalts fallen kÖnnen, werdeir zur Zuständigkeitsprüfung sog- ARP-Vorgänge

angelegt, bei denen die Verfolgungszuständigkeit noch aufzulrlären ist. Die recht-

Iichen Möglichkeiten, wie der sachbe'arbeitende Dezernent der Bundesanwalt-
schaft ttberhaupt Kenntnis von solchen tatsächlichen Vorfälten und/oder ergän-
zenden Tatsachen erlangen kann, sind sehr begrenzt.2s Er, ist angewiesen auf Mit-

teitungen von Länderstaatsanwaltschaften oder polizeiliche Meldungen. Eigene

Erhebungen sind, nur in der.Form möglich, dass Auskunfrsersuchen und Anfragen
an Polizeibehörden oder Nachrichtendienste zu dort vorhandenen Erkenntnissen

er§ehen. Wie sich aus den von mir eingesehenen ARP-Vorgängen ergeben hat,

wird in der Regel auch so verfahren, bis entweder ein Ermittlungsverfahren des

Generalbundesanwalts eingeleitet oder ein'bereits von einer Länderstaatsanwalt-
I

schaft geftrhrtes Ermittlungsverfahren 'tibemommen werden kann. 
'Wenn 

sich

', keine zureichenden AnhaltspunHe für den Verdacht einer in die Zuständfgkeit des

Genera lbu ndesanwalts fallende oder sei n Evokationsrecht rechtfertigende Straftat

ergeben haben, oder aber nicht mehr zu eruarten sind, wird der Vorgang wegge-
legt, Die auf diesen - begrenzten - tatsächlichen'und rechflichen Möglichkeiten
beruhenden Prüfuorgänge der Straftaten der NSU und sonstigen Vorkommnissen
im Zusammenhang mit dieser Gruppierung und ihrer Mitglieder haben auch aus
rneiner Sicht keinen Anhalt dafiir ergeben, dass AnsäEe für eine Ermittlungszu-
ständigkeit des Generalbundesanwalts übersehen oder vorhandene Tatsachen
rechtl ich unzutreffend e ingesch ätzt worden wären.
Es fällt jedoch bei Durchsicht der Prüfuorgänge auf, dass generell auf Länder-
ebene Staatsanwaltschaften und Polizeibehörden von den Mitteilungs- und über-
sendungspflichten, die sich aus Nr. 202 RiStBV ergeben, nur in sehr einge-

schränktem Maße Gebrauch machen. Die tibenruiegende Anzahl der ARP-Vor-
gänge wurde von dem Dezernenten der Bundesanwaltschaft aufgrund. von Pres-
seberichten oder allgemeinen polizeitichen Meldungen iri eigrener Initiative ange-
legt und foilgeführt. Hierauf hat bere ts der Evaluierungsbericht (dort unter D b),

f3

2t Siehe dazu oben unter B ll Z,
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S.11) zu Recht hingewiesen. Zu enlrägen wäre deshalb, ob es nicht für eine effeh
tive Aufklärung einer im Einzelfutl mögtichen Verfolgungszuständigkeit des Gene-
ralbundesanwalB sinnvoll ' oder sogar geboten ist, eine solche
(Vor)Ermittlungskompeten z zut Priifung seiner Zuständigkeit gesetzlich zu ver-

ankem.

Die bisher zur Begrtlndung einer derartigen Vorermittlungszuständigkeit gefunde-
nen LösungsansäEe, die entriveder schon irn § 152 Abs. 2 StPO mit der Verfol-
gungspflicht der Staatsanwalhchaft bei vorliegendem Anfangsverdacht inziderrter
auch die Berechtigung zur Klärung, ob zureichende Anhaltspunkte für eine Straftat
vorhanden sind, geseElich bestimmt sehen,2e oder aber aus der Regdlung des

§ 15S StPO den al§emeinen Rechtsgedanken ftlr die Zulässigkeit von Vorermitt-
Iungen zurVerdachtsklärung i.S.d. § 152 Abs. 2 StPO ableiten wollenso oder aber
eine Rechtsgrundlage in der Generalklauset des § 161 StPO sehen,3l sind sämt-
lich geiwichtigen Gegenargumenten ausgesetzt. Dern aus § 159 SIPO abgeleiteten
Lösunlsversuch lässt sich rnit derselben Überzeugungskraft entgegenhalten, dass
der Gesetzgeber in § 159 SIPO in Fällen ungeklärter Todesursache einen Son-
derfall zulässiger Vorermittlungen normiert hat, der keiner Vera{lgemeinerung zu-
gänglich ist.32 Gegen eine im Gegenschluss aus § 152 Abs. 2 StPO ahgeleltete
Vorermittlungsbefugnls lässt sich einwenden, dass der Schluss von der Verpflich-
tung auf die berechtigung trotz s6iner logischen Richtigkeit ats,Rechtsgrundlage

. ftrr umfassende (VorlErmittlungep nicht ausreicht, da damit dem Gesekesvorbe-
' halt des Art. 20 Abs. 3 GG für Ermittlungen mit Eingriffscharakter nicht gen{Jgt

wird';33 Schließlich bietet § 161 StPO auch keine taugliche Ermächtigungsgrund-
lage fiir Vorernittlungen, da diese Vorschrift einen vorhandenen Anfangsverdacht
u nd ein dem gemä ß e ingeleitetes E rmittlu ngsverfahren voraussetzt.
Selbst wenn man aber eines dieser Argurnente oder alle gemeinsam ausreichen
lässt, um mit der h.M. von einer grundsätzlichen Zulässigkeit von Vorermitttungen
zur Klärung eines Anfangsverdachts i.S.d. § 152 Abs.2 SIPO auszugehen, ist

darnit noch nicht ohne weiteres belegt, dass der Generalbundesanwalt län-
derübergreifend befugt ist, von den Strafuerfolgungsbehörden rnehr als Auskünfte
oder Sachstandsberichte zu verlangen. Dies wäre aber angesichts der bisher nicht

. immer reibungslos funktionierenden lnformationsflüsse von einzelnen Strafuer-
folgungs.behörden der Länder zur Bundesanwaltschaft flJr eine effektive Aufktä-

" Siehe oben B ll 1.; vgl. auch Dlemer, Fn.l4; Keller/Griesbaum, Fn. 14; Senge, Fn. 14, S. 206 ff; Meyen
§oßner, Fn. 9, § 152 Rdn. 3 f. und pfelffer, Fn. 10, § 1SA Rdn. 1c.

]] Lange, Fn, 14.
"- Groß. Fn. 11.

" wolf,'Fn. 14.. s.4go.* Vgl.zusamrnenfassend Groß, Fn. 14, S.25g.

)
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rung im Vorfetd von Ermittlungstlbemahmen oder Einleitung eigener Ermittlungs-
verfah ren durch den Generalbundesanwalt anzustreben.'
Als Regelungsort böte eich § 1a2a GVG an, indem in dessen AbsaE 1 ein dritter
SaE oder ein eigens dafilr in die Norm einzuflrgender neuer Absatz 2 festlegen
kÖnnte, dass der Generalbundesanwalt zur Klärung, ob zurelchende Anhalts-
punkte für eine in seine Zuständigkeit fallende oder seiner Evokationsbefugnis
unterliegende Straftat vorhanden sind, Behördenauskünfre einholen, Akteneinsicht
verlangen und Ermittlungsaufträge an das Bundeskriminalamt vergeben kann,

üp
f

U/,"hi -v,*Ä^o*
(Prof. Dr. Ruth Ris'sing-van Saan)
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